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Thema dieser Ausgabe 

   

 Vom Arbeitgeber gezahltes Entgelt für Kennzeichenwerbung ist Arbeitslohn 

(BFH, Beschl. v. 21.6.2022 – Az. VI R 20/20) 

 

   

____________________________________ 

 

Ein Entgelt für Werbung des Arbeitgebers auf dem 

Kennzeichenhalter des privaten PKW des Arbeitneh-

mers ist durch das Arbeitsverhältnis veranlasst und 

damit Arbeitslohn, wenn dem mit dem Arbeitnehmer 

abgeschlossenen "Werbemietvertrag" kein eigenstän-

diger wirtschaftlicher Gehalt zukommt. 

Ist das für die Werbung gezahlte Entgelt als Arbeitslohn 

zu beurteilen, scheidet eine überwiegend eigenbetrieb-

liche Veranlassung der Zahlung regelmäßig aus. 

Hintergrund 

Die der Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte 

aus nichtselbstständiger Arbeit sind der Überschuss der 

Einnahmen über die Werbungskosten. Einnahmen sind 

alle Güter, die in Geld oder Geldeswert bestehen und 

dem Arbeitnehmer im Rahmen seiner nichtselbststän-

digen Arbeit zufließen (§ 8 Abs. 1 Satz 1 EStG).  

Der Bundesfinanzhof hatte mit Beschluss vom 

21.6.2022 (Az. VI R 20/20) zu entscheiden, ob das 

aufgrund eines separaten „Werbemietvertrags“ vom 

Arbeitgeber an den Arbeitnehmer gezahlte Entgelt für 

eine Arbeitgeberwerbung auf dem Pkw-

Kennzeichenhalter des privaten Pkw des Arbeitneh-

mers Arbeitslohn darstellt. 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des BFH maßgeblichen ge-

setzlichen Regelung sind § 8 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 

ESTG. Diese lauten wie folgt: 

„Einnahmen sind alle Güter, die in Geld oder 

Geldeswert bestehen und dem Steuerpflichtigen im 

Rahmen einer der Einkunftsarten des § 2 Absatz 1 Satz 

1 Nummer 4 bis 7 zufließen. Zu den Einnahmen in Geld 

gehören auch zweckgebundene Geldleistungen, 

nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsurrogate und 

andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten.“ 

Beschluss des Bundesgerichtshofs 

Seinen Beschluss vom 21.6.2022 fasst der 

Bundesfinanzhof in der Pressemitteilung Nr. 51/22 vom 

3.11.2022 wie folgt zusammen:  

„Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 

21.06.2022 entschieden, dass ein von einem 

Arbeitgeber an seine Arbeitnehmer gezahltes Entgelt 

für Werbung des Arbeitgebers auf dem 

Kennzeichenhalter des privaten PKW des 

Arbeitnehmers Arbeitslohn ist, wenn dem 
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abgeschlossenen „Werbemietvertrag“ kein 

eigenständiger wirtschaftlicher Gehalt zukommt. 

Nicht jede Zahlung eines Arbeitgebers an seine 

Arbeitnehmer stellt Arbeitslohn dar. Vielmehr kann ein 

Arbeitgeber mit seinem Arbeitnehmer neben dem 

Arbeitsvertrag weitere eigenständige Verträge 

abschließen. Kommt einem gesondert 

abgeschlossenen Vertrag allerdings kein 

eigenständiger wirtschaftlicher Gehalt zu, kann es sich 

insoweit um eine weitere Arbeitslohnzahlung handeln. 

Im Streitfall hatte der Arbeitgeber mit einem Teil seiner 

Arbeitnehmer „Werbemietverträge“ geschlossen. 

Danach verpflichteten sich diese, mit Werbung des 

Arbeitgebers versehene Kennzeichenhalter an ihren 

privaten PKW anzubringen. Dafür erhielten sie jährlich 

255 €. Der Arbeitgeber behandelte das „Werbeentgelt“ 

als sonstige Einkünfte gem. § 22 Nr. 3 des 

Einkommensteuergesetzes (EStG) und behielt daher 

keine Lohnsteuer ein. Dies war auch für die 

Arbeitnehmer von Vorteil, da solche Einkünfte unterhalb 

eines Betrags von 256 € steuerfrei sind. Das Finanzamt 

(FA) ging demgegenüber von einer Lohnzahlung aus 

und nahm den Arbeitgeber für die nicht einbehaltene 

und abgeführte Lohnsteuer in Haftung. 

Die Auffassung des FA hat der BFH ebenso wie zuvor 

das Finanzgericht bestätigt. Den “Werbemietverträgen“, 

die an die Laufzeit der Arbeitsverträge geknüpft seien, 

komme kein eigener wirtschaftlicher Gehalt zu. Für die 

Bemessung des „Werbeentgelts“ von jährlich 255 € sei 

ersichtlich nicht – wie im wirtschaftlichen 

Geschäftsverkehr üblich – der erzielbare Werbeeffekt 

maßgeblich gewesen, sondern allein die 

Steuerfreigrenze nach § 22 Nr. 3 EStG.“ 

Vorinstanz 

Vorinstanz war das Finanzgericht Münster, dessen 

Urteil vom 3.12.2019 (Az. 1 K 3320/18 L) mit Revision 

angegriffen worden war. 

Fazit 

Das Gericht entscheidet auf Grundlage einer 

wirtschaftlichen Betrachtungsweise. Nicht entscheidend 

für die Zuordnung zu einer Einkunftsart ist das 

zivilrechtliche Vertragsverhältnis. Entscheidend ist dem 

wirtschaftlichen Gehalt des zu beurteilenden 

Lebenssachverhalts. Ob ein Leistungsaustausch 

zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer den Einkünften 

aus nichtselbständiger Arbeit oder aufgrund einer 

Sonderrechtsbeziehung einer anderen Einkunftsart 

oder dem nicht einkommensteuerbaren Bereich 

zuzurechnen ist, kann daher nur aufgrund einer 

Würdigung aller wesentlichen Umstände des Einzelfalls 

entschieden werden. 
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Rechtsanwalt Steuerberater 
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Die Beiträge dieses Newsletters stellen eine Auswahl an allgemeinen Informationen über aktuelle Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltungsauffas-
sung dar. Sie wurde nach besten Wissen erstellt. Sie erheben keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit und können die persönliche Beratung in keinem Fall 
ersetzen. Diese Mandanteninformation stellt keine Auskunft, Beratung oder sonstige Dienstleistung unserer Berufsträger dar. Für Inhalt, Richtigkeit, Aktuali-
tät und Vollständigkeit kann daher keinerlei Haftung – auch seitens der Verantwortlichen –  übernommen werden. 


